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Referentenentwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung von Forschung 

und Entwicklung (Forschungszulagengesetz - FZulG) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Bund Deutscher Finanzrichterinnen und Finanzrichter (BDFR) bedankt sich für die 

Gelegenheit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur steuerli-

chen Förderung von Forschung und Entwicklung (Forschungszulagengesetz - FZulG) 

und möchte diese Gelegenheit gerne nutzen, vor allem auch auf die Besonderheiten 

des finanzgerichtlichen Verfahrens einzugehen.  

 

Der BDFR begrüßt die Entscheidung, die Förderung von Forschung und Entwicklung 

in einem eigenen Zulagengesetz zu regeln. Die Aufnahme in das System des Ein-

kommensteuergesetzes (EStG) hätte eine erhöhte Komplexität des Einkommensteuer-

rechts mit erheblichem systematischem Abstimmungsbedarf zur Folge. Die Förderung 

auf der Grundlage eines eigenen Zulagengesetzes hat sich in der Vergangenheit be-

währt, wie etwa das Eigenheimzulagengesetz oder die diversen Investitionszulagenge-

setze (InvZulG) gezeigt haben. 

 

Ungeachtet dieser grundsätzlichen Zustimmung zur Einführung eines FZulG möchten 

wir zu einzelnen Regelungen folgende Anmerkungen machen: 

 

Per E-Mail IVC3@bmf.bund.de  

Bundesministerium der Finanzen 

IV C 3 - S 2030/10/10001 :069 

 

11016 Berlin 
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Zu § 3 Abs. 1 FZulG-E 

Wir regen an, die Formulierung aus der Begründung zu § 3 Abs. 1 FZulG-E, wonach 

nur solche lohnsteuerpflichtigen Löhne und Gehälter förderfähig sind, die für Arbeit-

nehmer gezahlt werden, „die in einem nach § 2 begünstigten FuE-Vorhaben mit be-

günstigten FuE-Tätigkeiten auch tatsächlich beschäftigt sind“, in den Gesetzestext 

statt der Wendung „betraut sind“ zu übernehmen. Das Kriterium der „tatsächlichen 

Beschäftigung“ ist insoweit klarer.  

Dass die ggf. notwendige Aufteilung der Lohnaufwendungen bei einem Einsatz des 

Arbeitnehmers in verschiedenen Bereichen des Unternehmens streitanfällig sein wird, 

ist nicht zu vermeiden. Insoweit könnte es angezeigt sein, die Dokumentationspflichten 

über die konkreten Tätigkeiten der Arbeitnehmer nicht durch die Wendung „möglichst 

zeitnah“ in der Begründung mit einer abschwächenden Tendenz zu versehen. Ange-

sichts der völligen Digitalisierung und umfassenden Dokumentation der Tätigkeiten im 

Bereich FuE dürfte die umgehende, im Nachhinein nicht mehr veränderbare Dokumen-

tation zu fordern sein. 

 

Zu § 3 Abs. 6 FZulG-E 

Die Regelung enthält eine Definition des Begriffs „Verbundene Unternehmen“. Ein 

Rückgriff auf die gesetzliche Definition in § 15 Aktiengesetz (AktG), wonach rechtlich 

selbständige Unternehmen, die im Verhältnis zueinander in Mehrheitsbesitz stehende 

Unternehmen und mit Mehrheit beteiligte Unternehmen (§ 16 AktG), abhängige und 

herrschende Unternehmen (§ 17 AktG), Konzernunternehmen (§ 18 AktG), wechsel-

seitig beteiligte Unternehmen (§ 19 AktG) oder Vertragsteile eines Unternehmensver-

trags (§§ 291, 292 AktG) sind, verbundene Unternehmen sind, ist angesichts der deut-

lich unterschiedlichen Zielsetzung der Regelungen des FZulG und des AktG nicht 

zwingend. In diesem Zusammenhang ist zudem auf das Urteil des Europäischen Ge-

richthofes (EuGH) vom 27. Februar 2014 (–C-110/13–, ABl EU 2014, Nr C 112, 15-16) 

zu verweisen. Durch dieses Urteil des EuGH ist der europarechtliche Begriff der ver-

bundenen Unternehmen sehr weit gefasst worden (vgl. zu dessen Umsetzung in das 

nationale Recht [InvZulG]: Bundesfinanzhof [BFH], Urteil vom 3. Juli 2014 –III R 

30/11–, Bundessteuerblatt [BStBl] II 2015, 157). Da auch diese Entscheidungen in 

einer Konstellation getroffen worden sind, in der Unternehmen die Annahme verbun-

dener Unternehmen (zur Erlangung höherer Fördersätze) gerade verhindern wollen, 

dürfte der dort entwickelte Begriff hier ebenfalls anzuwenden sein. Ob eine nationale 
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Begriffsbildung im Hinblick auf die besondere Bedeutung des EU-Rechts für das Bei-

hilfenrecht angezeigt ist, dürfte zweifelhaft sein. 

 

Zu § 4 FZulG-E 

Es ist sachgerecht, bei der Konkurrenzsituation nach § 3 Abs. 6 FZulG-E nach dem 

Prioritätsprinzip zu verfahren. Die Umsetzung einer anteiligen Begünstigung wäre mit 

erheblichen praktischen Schwierigkeiten verbunden. Unklar bleibt bei der Begründung 

zu § 4 Abs. 1 FZulG-E allerdings, ob die dort angesprochene Ausschöpfung der maxi-

mal zulässigen Bemessungsgrundlage an eine tatsächlich an ein verbundenes Unter-

nehmen bereits ausgezahlte Zulage bzw. an mehrere verbundene Unternehmen be-

reits ausgezahlte Zulagen anknüpfen soll. Denkbar wären als Anknüpfungspunkte 

auch der Zeitpunkt der jeweiligen Antragstellung oder der Zeitpunkt der jeweiligen 

Festsetzung.  

Bei der europarechtlich notwendigen Höchstbetragsregelung des § 4 Abs. 2 FZulG-E 

fehlt eine Kollisionsregelung für das Zusammentreffen der Forschungszulage mit an-

deren Beihilfen. Es ist zweifelhaft, ob die Regelungen des § 7 FZulG-E insoweit grei-

fen. Diese betreffen nicht die Ausschöpfung des Höchstbetrages, sondern regeln die 

Frage der Ermittlung der Bemessungsgrundlage bei dem Zusammentreffen der For-

schungszulage mit anderen Beihilfen. § 7 Abs. 2 S. 3 FZulG-E spricht ausdrücklich von 

der „Einhaltung dieses Kumulierungsverbotes“. Wir regen an, eine Vorrangregelung 

auch hinsichtlich des Höchstbetrages aufzunehmen. Als Vorbild könnte eine vergleich-

bare Regelung in § 11 Abs. 3 InvZulG 2010 dienen. 

 

Zu § 6 ZulG-E 

Völlig unklar bleibt bislang, was unter einer „geeigneten Stelle“ zur Entscheidung, ob 

es sich bei den durchgeführten FuE-Vorhaben tatsächlich um eine Tätigkeit im Sinne 

des § 2 FZulG-E i.V.m. der Anlage zu § 2 handelt, zu verstehen ist. Insoweit enthält 

auch die Ermächtigung in § 15 FZulG-E keinerlei Anhaltspunkte. Ob dieses Vorgehen 

den Anforderungen des Art. 80 Grundgesetz (GG) gerecht wird, ist zweifelhaft. Die 

Festlegung der „geeigneten Stelle“ ist eine wesentliche Entscheidung, da von ihr an-

gesichts des offensichtlich gewollten Charakters als Grundlagenbescheid die Förde-

rung abhängt. Daher wäre es vorzuziehen, die Stelle bzw. Stellen in das Gesetz auf-

zunehmen. Bei einem Festhalten an der Verordnungsermächtigung wären in § 15 

FZulG-E die grundlegenden Kriterien für die „Geeignetheit“ einer Stelle festzulegen. In 
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diesem Fall wäre es auch vorzuziehen, die Eigenschaft der Entscheidung der Stelle als 

Grundlagenbescheid im Gesetz selbst zu verankern.  

 

Wir regen insoweit vor allem jedoch an, die im FZulG-E gewählte Systematik zu über-

denken. Sie führt zu einer Doppelung der Verwaltungs- und ggf. auch Rechtsschutz-

verfahren, wobei zudem bislang unklar ist, auf welche Weise Rechtsschutz gegen die 

Entscheidungen der „geeigneten Stelle“ gewährt werden soll. Hier wird eine Entschei-

dung durch Verwaltungsakt zu fordern sein, die dann wiederum mangels Erfassung 

durch die Rechtswegzuweisung in § 13 S. 2 FZulG-E gemäß § 40 Abs. 1 Verwaltungs-

gerichtsordnung (VwGO) letztlich durch die Verwaltungsgerichte überprüft wird.  

Gerade im Zulagenrecht ist eine Entscheidung der Finanzbehörden auch über Rechts-

begriffe in nicht typisch steuerlichen Sachverhalten bewährt. Hier ist etwa auf die Re-

gelung in § 3 Abs. 1 S. 2 InvZulG 2010 zu verweisen. Die Einordnung der wirtschaftli-

chen Tätigkeiten der Anspruchsteller nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige 

2008 erfolgte durch die Finanzbehörde bzw. das Finanzgericht. Diese konnten dabei 

auf das Expertenwissen der Statistikämter zurückgreifen. Die Entscheidungsbefugnis 

lag aber in jedem Fall beim Finanzamt bzw. bei dem Finanzgericht. Diese Praxis hat 

sich bewährt (vgl. auch die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts [BVerfG] 

vom 31. Mai 2011 -1 BvR 857/07-, Sammlung der Entscheidungen des BVerfG  

[BVerfGE] 129, 1) und kann auch bei der Forschungszulage übernommen werden. Auf 

diese Weise kann die Entscheidung in einem einheitlichen Verwaltungsverfahren er-

folgen. Diese Vorgehensweise führt auch zu einer gerade bei den forschenden Unter-

nehmen gewünschten Beschleunigung der Verfahren. Sollte es bei dieser Systematik 

bleiben, sollten in § 13 S. 2 FZulG-E die Worte „der Finanzbehörden“ gestrichen wer-

den. Auf diese Weise könnte zumindest die Beschäftigung zweier Gerichtsbarkeiten 

mit einem Forschungsvorhaben vermieden werden.  

 

Zu § 9 Abs. 3 FZulG-E 

Die Formulierung, eine „Gewährung der Forschungszulage“ sei bis zur Rückzahlung 

von als unzulässig festgestellten Beihilfen unzulässig, lässt letztlich offen, ob gleich-

wohl bereits eine Festsetzung der Forschungszulage möglich sein soll, deren Auszah-

lung jedoch erst nach der Rückzahlung der zurückgeforderten Beihilfe erfolgen kann. 

Diese Festsetzung wäre dann bereits anfechtbar, bevor überhaupt geklärt ist, ob es zu 

einer tatsächlichen Förderung kommen kann. Damit ist dem Anspruchsteller im Streit-

fall - etwa über die Frage, ob ein förderfähiges Vorhaben vorliegt - die Möglichkeit ge-
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geben, mit der Rückzahlung der Beihilfe so lange zu warten, bis über seine For-

schungszulage rechtskräftig entschieden ist. Hier wird angeregt, einen klaren Festset-

zungsvorbehalt in das Gesetz aufzunehmen. Insoweit verweisen wir auf § 9 Abs. 5 

InvZulG 2010. Der Festsetzungsvorbehalt dürfte auch aus europarechtlicher Sicht vor-

zugswürdig sein.  

 

Der BDFR steht für die Beteiligung an dem weiteren Gesetzgebungsverfahren selbst-

verständlich gerne zur Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Rüdiger Schmittberg 

Bundesvorsitzender des BDFR 


